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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 171. Sitzung am 8. Februar 1957 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

(1) Zur Durchführung der Aufsicht nach 
dem Gesetz über das Kreditwesen wird das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen als 
selbständige Bundesdberbehörde errichtet. Es 
hat seinen Sitz am Sitz der Bundesregierung. 

(2) Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen wird auf Vorschlag der 
Bundesregierung durch den Bundespräsiden- 
ten ernannt; der Vorschlag erfolgt im Beneh- 
men mit der Bank deutscher Länder, 


§ 2 

(1) Die Verordnung zur Änderung des Ge- 
setzes über das Kreditwesen vom 18. Septem- 
ber 1944 (Reidisgesetzbl. I S. 211) wird auf- 
gehoben. 

(2) Das Gesetz über das Kreditwesen ist in 
der Fassung vom 25, September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1955) und der Änderungsver- 
ordnung vom 23. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1047) anzuwenden; es wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 16 Abs. 1 Satz 2 und 4, Abs. 2 Satz 1 
und 3, Abs. 3, § 17 Abs. 1 Satz 1 und 3, § 24 
Abs. 2, § 28 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1, § 29 
Abs. 2 und in § 36 Satz 3 wird das Wort 
„Einvernehmen“ durch das Wort „Beneh- 
men“ ersetzt. 

2. § 31 Abs. 2 und 3 werden gestrichen. 

(3) Bei der Anwendung des Gesetzes über 
das Kreditwesen sowie der zu seiner Ände- 


rung, Ergänzung und Durchführung erlasse- 
nen Bestimmungen treten an die Stelle 


1. der Reichregierung 

2. des Reidiswirtschafts- 
ministers 

3. des Reichsministers 
der Finanzen 

4. des Reichsbank- 
direktoriums 


die Bundesregierung 
der Bundesminister 
für Wirtschaft 
der Bundesminister 
der Finanzen 
die Bank deutscher 
Länder 


5. der Deutschen Reidis- 
bank 


die Bank deutscher 
Länder und die Lan- 
deszentralbanken 


6. des Relchsaufsichts- das Bundesaufsichts- 
amtes für das Kredit- amt für das Kredit- 
wesen und der Bank- wesen 
aufsichtsbehörde 


7. der Reichskasse 


die Bundeskasse. 


Die in § 36 des Gesetzes über das Kreditwesen 
ibezeidineten Bejfugnisse des Reichsaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen stehen dem Bun- 
desminister für Wirtschaft zu. 

(4) Auf das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen gehen ferner über: 

1. die Zulassungs- und Aufsichtsrechte auf 
Grund des Ffypothekenbankgesetzes vom 
13. Juli 1899 (Reichsgesetzbl. S. 375) und 
des Schiffsbankgesetzes in der Fassung vom 

8. April 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 241); 

2. die Rechte der Bankaufsiditsbehörde auf 
Grund des Gesetzes über Kapitalanlagege- 
sellschaften vom . . . (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .). 


§ 3 

(1) Die in § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 4 genann- 
ten Aufgaben und Befugnisse gehen mit der 
Errichtung des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen auf dieses über. Den genauen 
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Zeitpunkt des Übergangs bestimmt die Bun- 
desregierung durch Rechtsverordnung. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Über- 
leitung der Böfugnisse der Aufsichtsbehörden 
der Länder auf das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen zu regeln. 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 


B e g r ü 

Allgemeiner Teil 

Für dieses Gesetz ist nach Artikel 74 Nr. 11 
GG der Bundesgesetzgeber zuständig. Da das 
Gesetz über das Kreditwesen nach Artikel 125 
GG Bundesrecht geworden ist, kann es nach 
Artikel 72 Abs. 1 GG nur durch Bundesgesetz 
geändert werden. 

Die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen als selbständige Bundesober- 
behörde ist nach Artikel 87 Abs. 3 GG zuläs- 
sig. Sie ist auch notwendig. Die staatliche Auf- 
sidit über das Kreditwesen (Bankenaufsicht) 
wurde aus Anlaß der Bankenkrise von 
1931 eingeführt und zunächst durch einen 
Reichskommissar, später durch ein Reichsauf- 
sichtsamt ausgeübt. Seit dem Zusammenbruch 
des Reichs fungieren die 10 Länderregierun- 
gen — z. Z. die Wirtschaftsminister, in Bre- 
men der Senator für die Finanzen — als 
Bankaufsichtsbehörden. Sie koordinieren ihre 
Maßnahmen im „Sonderausschuß Bankenauf- 
sicht dem jedoch eine staatsrechtliche Grund- 
lage fehlt und dessen Beschlüsse deshalb die 
Länder nicht binden. Die Aufteilung der Ban- 
kenaufsicht auf 10 regionale Behörden ent- 
spricht auch nicht der überregionalen Natur 
des Kreditwesens. So können zum Beispiel die 
Bankzinsen nur unter allgemeinen wirt- 
schafts-, währungs- und bankpolitischen Ge- 
sichtspunkten von überregionaler Bedeutung 
geregelt werden. Die regionale Organisation 
der Aufsicht harmoniert auch nicht mit den 
vielfach überregionalen Geschäfts- und Nie- 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt bis auf weiteres nicht 
im Saarland. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

derlassungsbereichen der beaufsichtigten In- 
stitute. Auf Grund des Gesetzes zur Aufhe- 
bung der Beschränkung des Niederlassungsbe- 
reichs von Kreditinstituten vom 24. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 1073) werden sich Nachfolge- 
institute früherer Großbanken und voraus- 
sichtlich auch die Gemeinwirtschaf tslbanken zu 
einheitlichen Instituten zusammenschließen 
und ihren Niederlassungsbereich auf das ge- 
samte Bundesgebiet ausdehnen. Der demBun- 
destag vorliegende Entwurf eines Gesetzes über 
die Kapitalanlagegesellschaften — Drucksache 
2973 — unterstellt die Kapitalanlagegesell- 
schaften, die durchweg im gesamten Bundes- 
gebiet tätig sind, einer ülberregionalen Sonder- 
aufsicht, die nach § 2 des genannten Entwyrfs 
„bis zur Errichtung eines Bundesaufsichtsam- 
tes für das Kreditwesen'^ durch den Bundes- 
minister für Wirtschaft ausgeübt werden soll. 

Wie der Bundestagsausschuß für Geld und 
Kredit bei der Begründung der zitierten Vor- 
schrift in seinem schriftlichen Bericht bemerkt 
hat, erscheint die schon seit einiger Zeit er- 
wogene Errichtung eines Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen nicht nur wegen 
der Einführung der Sonderaufsicht über die 
Kapitalanlagegesellschaften, sondern vor allem 
auch wegen der bereits 1957 zu erwartenden 
Rezentralisierung der Großbanken nunmehr 
vordringlich. Daher Ist es geboten, dieses Amt 
nicht erst anläßlich der In der nächsten Legis- 
laturperiode zu erwartenden Novellierung des 
Gesetzes über das Kreditwesen, sondern unbe- 
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schadet der einstweiligen Fortgeltung der ma- 
teriellen Vorschriften dieses Gesetzes durch 
ein besonderes Organisationsgesetz vorweg zu 
errichten, wie dies auch bei dem Bundesauf- 
sichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen durch das Gesetz vom 31. Juli 1951 
(BGBl. I S. 480) geschehen ist. 

Der Entwurf beschränkt sich auf die Er- 
richtung des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen. Die Frage einer etwaigen Wie- 
derherstellung eines dem früheren „Kurato- 
rium für das Bankgewerbe“ entsprechenden 
Gremiums, in dem die Auffassungen von Re- 
gierung und Notenbank koordiniert wurden, 
ist im Zusammenhang mit den materiellen 
Änderungen des Kreditwesengesetzes später 
zu prüfen. 

Abweichend von der erwähnten Neuregelung 
der Verslcherungsauif sicht erscheint es weder 
erforderlich noch zweckmäßig, eine Beteili- 
gung der Länder an der Bankenaufsicht vor- 
zusehen. Denn anders als in der Versicherungs- 
wirtschaft sind Im Kreditgewerbe auch die 
kleineren Unterndhmen regelmäßig in Prü- 
fungsverbänden organisatorisch zusammen- 
gefaßt und überdies an besondere Geldaus- 
gleichsstellen (Girozentralen und Zentral- 
kassen) angeschlossen, so daß sie unter deren 
Einschaltung ohne besondere Schwierigkeiten 
zentral beaufsichtigt werden können. Der 
Entwurf überträgt deshalb die Aufsicht über 
das Kreditwesen ausschließlich dem Bundes- 
aufsichtsamt. 

Die Ersetzung der 10 bestehenden Aufsichts- 
behörden durch eine zentrale Instanz trägt 
schließlich dazu bei, die Verwaltung zu ver- 
einfachen und zu verbilligen. 

Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 schreibt die Errichtung eines Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen vor und 
regelt seine staatsrechtliche Stellung. Da die 
Barukaufsicht eine enge Zusammenarbeit mit 
der Notenbank voraussetzt, sieht Absatz 2 
vor, daß der Vorsdilag der Bundesregierung 
zur Ernennung des Präsidenten des Bundes- 
aufsichtsamtes mit der Bank deutscher Länder 
abzustimmen ist. 

Zu § 2 

Das 1939 errichtete Reichs auf sichts amt für das 
Kreditwesen wurde durch die Änderungs- 
verordnung von 1944 aufgelöst, durch die 


seine Befugnisse teils dem Reichswirtschafts- 
minister, teils dem Reichsbankdirektorium 
— zusätzlich zu deren ursprünglichen Auf- 
gaben nach dem KWG — zugewiesen wur- 
den. Die Übertragung staatlidier Aufgaben 
auf die Notenbank war kriegsbedingt und 
ist mit der gegenwärtigen Rechts- und Sach- 
lage nicht mehr vereinbar. Der Notenbank 
können lediglich die in der Gesetzesfassung 
von 1939 vorgesehenen Mitwirkungsrechte 
belassen werden. Um eine umständlldie enu- 
merative Unterscheidung zwischen den ur- 
sprünglichen (zu belassenden) und den zu- 
sätzlichen (nicht zu belassenden) Rechten der 
Notenbank zu vermelden, hebt Absatz 1 die 
Änderungsverordnung von 1944 auf. 

Absatz 2 stellt fest, daß demzufolge das Kre- 
ditwesengesetz in der Fassung von 1939 an- 
zuwenden ist. Die Rechtsprechung hat einhel- 
lig anei^kannt, daß es sidi bei diesem Gesetz 
um fortgeltendes Bundesrecht handelt. Die 
Bestimmung des Absatzes 2 schließt nicht 
aus, daß die einzelnen Vorschriften dieses im 
wesentlichen bereits 1934 entstandenen Ge- 
setzes bei ihrer Anwendung daraufhin ge- 
prüft werden müssen, ob sie mit dem 
Grundgesetz vereinbar sind. Wie oben bereits 
erwähnt, ist eine Gesamtnovellierung des 
Kreditwesengesetzes vorgesehen, bei der Ein- 
zelbestlmmungen, die etwa dem Grundge- 
setz nicht entsprechen, der jetzigen Rechts- 
lage angepaßt werden. Im Entwurf werden 
nur diejenigen Vorschriften abgeändert, die 
von Einfluß auf die Organisation der Ban- 
kenaufsicht sind. Um den Grundsätzen des 
Artikels 80 GG Rechnung zu tragen, ersetzt 
Absatz 2 Nr. 1 in den Vorschriften, die eine 
Ermächtigung zur Rechtsetzung enthalten, 
das im iGesetz von 1939 vorgesehene „Ein- 
vernehmen“ zwischen Wirtschaftsminister 
und Notenbank durch ein „Benehmen“. 

Da die staatsrechtliche Stellung des Bundes- 
aufsichtsamtes und das Verfaihren für die Er- 
nennung des Präsidenten bereits In § 1 des 
vorliegenden Gesetzes geregelt werden, 
schließt Absatz 2 Nr. 2 den § 31 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes von 1939 von der wei- 
teren Anwendung aus. 

Absatz 3 stellt die Zuständigkeit für die Aus- 
führung des abgeänderten Gesetzes über das 
Kreditwesen klar. Hierbei ist es angezeigt, 
die in § 36 KWG vorgesehenen Befugnisse 
zur Regelung der Geschäftsbedingungen und 
des Wettbewerfbs der Kreditinstitute nicht 
dem Bundesaufsichtsamt, sondern dem Bun- 
desminister für Wirtschaft zuzuweisen, weil 
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die Anordnungen gemäß Satz 3 dieser Vor- 
schrift, der allein noch von Bedeutung ist, 
nach Auffassung der Bundesregierung den 
Charakter von Rechtsverordnungen haben. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
und der verstärkten Wirksamkeit der Auf- 
sicht überträgt Absatz 4 dem Bundesauf- 
sichtsamt neben der allgemeinen Bankenauf- 
sicht auch die auf Bundesgesetzen beruhende 
Sonderaufsicht über die privaten Hypothe- 
kenbanken, die Schififspfandbriefbanken und 
die Kapitalanlagegesellschaften einschließlich 
der Befugnis zur Zulassung dieser Institute. 
Dagegen wäre es nicht zweckmäßig, dem 
Bundesaufsichtsamt auch die besondere Auf- 
sicht über öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 
(Anstaltsaufsicht) einschließlich der Sparkas- 
senaufsicht zuzuweisen. Diese Befugnisse ver- 
bleiben den jetzt zuständigen Stellen. Das 
gleiche gilt für diejenigen Aufgaben, die 
durch die Nachkriegsgesetzgebung zwar den 
Bankaufsicht^bdhörden übertragen wurden, 
die aber keine echten Bankaufsichtsaufgaben 
darstellen und überdies in absehbarer Zeit 
auslaufen werden. Es handelt sich hierbei in 
erster Linie um die Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung (§ 3 Abs. 5 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz), 
die eng mit der Zuteilung der im wesent- 
lichen von den Ländern geschuldeten Aus- 


gleichsforderungen zusammenhängt, sowie 
um Befugnisse auf dem Gdbiet der Wert- 
papierbereinigung (§ 54 Wertpapierbereini- 
gungsgesetz) und gegeibenenfalls auf Grund 
des Entwurfs eines Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes. 

Zu § 3 

Das Bundesaufsichtsamt kann seine Artbeit 
erst nach Abschluß der organisatorischen 
Vorarbeiten für seine Errichtung aufnehmen. 
§ 3 ermächtigt deshalb die Bundesregierung, 
den Zeitpunkt und 'die Einzelheiten des 
Übergangs der Bankaufsichtsbefugnisse auf 
das Bundesaufsichtsamt durch Rechtsverord- 
nung zu regeln. 

Zu § 4 

Da das Gesetz auch in Berlin gelten soll, be- 
darf es der Berlin-Klausel. Die staatsrecht- 
lichen Voraussetzungen für das Tätigwerden 
des Bundesaufsichtsamtes in Berlin sind gege- 
ben. 

Nach dem Saarvertrag gilt während der 
Übergangszeit im Saarland auf dem Gebiet 
des Kreditwesens das französische Recht wei- 
ter; Absatz 2 schließt deshalb bis auf weiteres 
die Anwendung des Gesetzes auf das Saarland 
aus. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 

Bonn, den 8. Februar 1957 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

Auf das Schreiben vom 16. Januar 1957 - 6 55200/0 - 1215/57 - 

beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat In seiner 171. Sit- 
zung am 8. Februar 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes beschlossen hat, den 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen 

mit der aus der Anlage ersichtlichen Begründung abzulehnen und 
die Bundesregierung zu bitten, die Frage der organisatorischen 
Neuregelung der Bankenauf sicht bis zum Erlaß des Bundesbank- 
gesetzes und des Kreditwesengesetzes zurückzustellen. 

Dr. Sieveking 
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Begründung 

für die Ablehnung des Gesetzentwurfs 
durch den Bundesrat 


1. Die Organisation der Bankaufsicht und ihr 
Aufgabenbereich hängen wesentlich zusam- 
men mit der Organisation des Notenbank- 
wesens und den materiellen Bestimmungen 
des Kreditwesengesetzes. Daher ist ein Ge- 
setz über die Errichtung eines Bundesauf- 
sichtsamtes für das Kreditwesen nicht zweck- 
mäßig, solange der Aufbau der Notenbank 
nicht feststeht und die von der Bundesregie- 
rung seit langem vorbereitete Neufassung des 
Kreditwesengesetzes nicht vorliegt. 

2. Die bevorstehende Wiedererrichtung der 
Großbanken und der Gesetzentwurf über 
Kapitalanlagegesellschaften zwingen keines- 
wegs zur Vorwegnahme einer organisatori- 
schen Regelung, weil die Länderaufsichtsbe- 
hörden schon jetzt Großbanken, die sich über 
mehrere Länder erstrechen, und Kapitalan- 
lagegesellschaften beaufsichtigen, ohne daß 
bisher Schwierigkeiten aufgetreten wären. 

3. Ganz abgesehen davon, daß Funktionen 
der Bankaufsicht auf Geldausgleichstellen 
(Zentralkassen, Girozentralen) nicht übertra- 
gen werden können und Prüfungsverbände 
nur bei Genossenschaften und Sparkassen be- 
stehen, kann entgegen der Begründung zum 
Gesetzentwurf vor der Neuregelung des No- 
tenbankwesens und der materiellen Bankauf- 
sicht nicht die Entscheidung getroffen wer- 
den, daß abweichend von der Neuregelung 
der Versicherungsaufsicht eine Beteiligung 
der Länder an der Bankaufsicht weder erfor- 
derlich noch zweckmäßig ist. 

4. Während bei der Versicherungsaufsicht der 
Aufsichtsbereich zwischen Bund und Ländern 
nach Art und Größe der Institute aufgeteilt 
ist, beläßt der Gesetzentwurf über die Errich- 
tung eines Bundesaufsichtsamtes für das Kre- 
ditwesen den Bankaufsichtsbehörden der 
Länder die sogenannten Nachkriegsaufgaben, 
so daß künftig für jedes Institut mit ver- 


schiedenen Aufgabenbereichen eine Bundes- 
und eine Länclerbankaufsichtsbehörde zu- 
ständig sind. Das kann nicht zu der von der 
Bundesregierung erwarteten Verbilligung der 
Verwaltung führen. Dasselbe gilt für die be- 
aufsichtigten Institute Infolge der Wiederein- 
führung des in den §§ 41, 43 und 44 KWG 
gegen Entscheidungen des Bundesaufsichts- 
amtes vorgesehenen Beschwerderechts an den 
Bundeswirtschaftsminister und des damit 
verbundenen Zwangs für die Institute, künf- 
tig Verwaltungsstreitverfahren nicht mehr 
bei den ortsnahen Länderverwaltungsgerich- 
ten, sondern bei dem für die Bundesverwal- 
tung zuständigen Verwaltungsgericht führen 
zu müssen. 

5. Da somit für die Vorwegnahme der orga- 
nisatorischen Errichtung eines Bundesauf- 
sichtsamtes für das Kreditwesen kein Bedürf- 
nis besteht, bestehen gegen den Gesetzent- 
wurf auch rechtliche Bedenken. 

a) Da nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG für 
Angelegenheiten, für die dem Bund die Ge- 
setzgebung zusteht, selbständige Bundesober- 
behörden nur durch Bundesgesetz errichtet 
werden können, ist nach Auffassung des 
Bundesrates im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung die Errichtung einer selbstän- 
digen Bundesoberbehörde verfassungsrecht- 
lich jedenfalls dann nicht zulässig, wenn für 
eine diese Bundesoberbehörden errichtende 
bundesgesetzliche Regelung kein Bedürfnis 
im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 GG besteht. 

Wenn auch ein Bedürfnis für die materiell- 
rechtliche Neuordnung des Kreditwesens ge- 
mäß Artikel 72 Abs. 2 GG zu bejahen ist, 
so ist eine von dieser materiell-rechtlichen 
Neuordnung losgelöste und dieser vorweg- 
genommene Regelung organisatorischer Fra- 
gen jedoch weder notwendig noch sinnvoll. 
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Der Bundesrat verneint damit zumindest für 
den gegenwärtigen Zeitpunkt das Bedürfnis 
für eine auf Organisationsfragen beschränkte 
bundesgesetzliche Regelung im Bereich des 
Kreditwesens. Daraus ergibt sich die verfas- 
sungsrechtliche Unzulässigkeit der beabsich- 
tigten Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen als selbständige Bundes- 
oberbehörde zumindest insolange, als nicht 
auch die entsprechenden materiell-rechtlichen 
Regelungen im Bereich des Kreditwesens ge- 
troffen sind oder werden. 

b) Unabhängig von den Darlegungen unter 
a) folgt nach Auffassung des Bundesrates aus 
dem Begriff „selbständige Bundesobenbe- 
hörde“, daß einer solchen nur Aufgaben zu- 
gewiesen werden können, deren zentrale Be- 
arbeitung sowohl möglich als auch notwen- 
dig ist. Hierfür spricht auch, daß es sich bei 
der Errichtung einer Bundesoberbehörde nur 
um eine Ausnahme von der die Regel bilden- 
den Durchführung von Bundesgesetzen in 
landeseigener Verwaltung (Artikel 83 GG) 
handelt. 

Es wird in diesem Zusammenhang insbeson- 
dere auf den Beschluß des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 4. Juli 1956 (BVerwG 
V C 199.55), das Urteil des OVG Münster 
vom 25. Januar 1956 (NJW 1956 S. 1252), 
ferner auf Boehm „Zur Rechtstellung der 
Bundesoberbehörde" (DVBl. 1950 S.^ 746) 
verwiesen. 

Das Gesetz über das Kreditwesen sieht keine 
Aufgaben vor, für die eine zentrale Bearbei- 
tung notwendig ist, abgesehen von dem Fall 
des § 36 KWG. Da für § 36 KWG in § 2 
Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs eine Sonderbe- 
stimmung vorgesehen Ist (Übertragung die- 
ser Befugnisse auf den Bundesminister für 
Wirtschaft), kann dieser Fall hier außer Be- 
tracht bleiben. 

Wenn demgegenüber von der Bundesregie- 
rung das Vorliegen einer zentralen Aufgabe 
für die Aufsicht über die Großbanken, die 
größeren regionalen Banken und die Kapital- 
anlagegesellschaften bejaht wird, so ist dem 
entgegenzuhalten, daß seit altersher gewisse 
bedeutende Spezialinstitute (Hypotheken- 
banken) auf Landesebene beaufsichtigt wor- 
den sind. Bei der derzeitigen Regelung der 
Bankenaufsicht liegt auch nicht etwa bezüg- 
lich ein und desselben Bankinstituts eine Auf- 
teilung auf 10 regionale Behörden (vgl. Be- 
gründung Allgemeiner Teil) vor, sondern die 
Aufsicht wird nur von der Behörde des Sitz- 
landes ausgeübt und lediglich bei der Zulas- 


sung von Zweigstellen außerhalb des Sitz- 
landes — also für Einzelmaßnahmen — ist 
die Aufsichtsbehörde des betreffenden ande- 
ren Landes (also nicht etwa aller Länder) be- 
teiligt. Nach Auffassung des Bundesrates sind 
also in dem Bereich des Kreditwesens nach 
der derzeitigen Rechts- und Sachlage zentrale 
Aufgaben in dem oben dargelegten Sinne 
überhaupt nicht gegeben. Damit fehlt es zu- 
mindest derzeit auch an dieser Voraussetzung 
für die Errichtung einer Bundesoberbehörde. 

6. Weitere rechtliche Bedenken ergeben sich 
aus zahlreichen Bestimmungen des Kredit- 
wesengesetzes unter dem Gesichtspunkt der 
grundsätzlichen Beschränkung der Verwal- 
tungszuständigkeit oiberster Bundesibehörden 
auf überregionale Verwaltungsakte und fer- 
ner unter dem Gesichtspunkt der unzulässi- 
gen Mischverwaltung, weil nach § 49 Abs. 1 
Satz 2 KWG die staatsaufsichtsbehördliche 
Erteilung der Erlaubnis in den Ländern (§ 3 
KWG) an das Einvernehmen mit dem Bun- 
desaufsichtsamt gebunden ist. 

7. Zu den Einzelbestimmungen des Ent- 
wurfs wird darauf hingewiesen, daß die bank- 
aufsichtsmäßige Aufgabentrennung zwischen 
Bundes- und Länderaufsichtsböhörden nach 
dem KWG und nach anderen Gesetzen In § 1 
Abs. 1 nicht hinreichend klar zum Ausdruck 
kommt und das Wort „Aufsicht" zu dem 
Mißverständnis Anlaß gibt, daß nur der Ab- 
schnitt „IX. Aufsicht“ des KWG (§§ 30 ff.) 
gemeint ist. 

b) Da bei einer Reihe von Bestimmungen des 
Kreditwesengesetzes erhe'bllche Zweifel hin- 
sichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Grund- 
gesetz bestehen, begegnet die Bestätigung des 
Gesetzes über das Kreditwesen als Ganzes 
durch neuen Gesetzesbefehl in § 2 Abs. 2 
erster Halbsatz des Entwurfs erheblichen Be- 
denken. 

c) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes (§ 5) und der Zeitpunkt des Über- 
gangs der Befugnisse auf das Bundesaufsichts- 
amt (§ 3 Abs. 1) fallen nicht zusammen; in 
Verbindung mit § 2 wird damit den Bank- 
aufsichtsbehörden der Länder auch für die 
Zwischenzeit die gesetzliche Grundlage ent- 
zogen. 

8. Das Gesetz ist nach Artikel 84 Abs. 1 GG 
z u s 1 1 m mu ng sb e d ürf t i g . 

a) Nach § 2 Abs. 3 Nr. 4 und 5 des Ent- 
wurfs sollen die nach dem KWG dem Reichs- 
bankdirektorium und der Deutschen Reichs- 
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bank zustehenden Befugnisse auf die Bank 
deutscher Länder bzw. auf die Bank deut- 
scher Länder und die Landeszentralbanken 
übertragen werden. Nach der vom Bundes- 
rat ständig vertretenen Auffassung handelt 
es sich bei der Bank deutscher Länder um 
eine gemeinsame Einrichtung der Länder mit 
der Rechtsstellung einer Behörde im Sinne 
des Artikels 84 Abs. 1 GG. Die im Entwurf 
vorgesehene Regelung, daß bestimmte Maß- 
nahmen im Bereich des Kreditwesens im Be- 
nehmen mit der Bank deutscher Länder zu 
erfolgen haben, stellt sich als Regelung des 
Verwaltungsverfalhrens im Sinne von Artikel 
84 Abs. 1 GG dar. 

b) Auch soweit nach dem Entwurf der Bank 
deutscher Länder — anstelle des Reichsbank- 
direktoriums — andere Verwaltungszustän- 
digkeiten übertragen werden sollen, liegt 


eine Regelung nach Artikel 84 Abs. 1 GG 
vor. So z. B. § 2 Abs. 3 Nr. 4 des Entwurfs 
ln Verbindung mit § 20 Abs. 3, 4 und 5 
und § 34 Abs. 1 KWG. 

c) Sofern die nach § 3 Abs. 2 vorgesehene 
Rechtsverordnung der Bundesregierung über 
die Überleitung der Befugnisse der Aufsichts- 
behörden der Länder auf das Bundesauf- 
sichtsamt auch Regelungen des Verwaltungs- 
verfahrens der Bankaufsichtsbehörden ent- 
halten soll, bedürfte die Ermächtigung zu 
dieser Regelung der Zustimmung nach Ar- 
tikel 84 Abs. 1 GG. 

d) Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich 
ferner gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG dann, wenn 
§ 49 Abs. 1 Satz 2 KWG wegen der sonst ge- 
gebenen unzulässigen Mischverwaltung neu ge- 
faßt wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Einwendungen des Bundesrates 


Die Bundesregierung ist nach wie vor der 
Auffassung, daß die baldige Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
geboten und 2 :urässig ist. Sie halt die Ein- 
wendungen des Bundesrates nicht für be- 
gründet. 

L 

Das Kreditwesen bildet — im Gegensatz zu 
anderen Wirtsdiaftszweigen — innerhalb 
einer Volkswirtschaft einen einheitlichen Or- 
iganismus. Die Kreditinstitute sind sowiohl 
mit der Wirtschaft als auch untereinander 
vielfach verflochren. Der Geschäftsbereich der 
größeren Institute greift zumeist über das 
Gebiet eines Landes hinaus und erstreckt sich 
nicht selten über das ganze Bundesgebiet. 
Auch die örtlichen Institute (Sparkassen, 
Voiksbanken und Darlehnskassen) sind durch 
ihren Anschluß an Girozentralen und Zen- 
tralkassen und deren Spitzeninstitute über 
lokale und regionale Zusammenhänge hinaus 
in gesamtwirtschaftliche Verflechtungen ein- 
bezogen. Die Einheit des Kreditwesens hat 
sich eindrucksvoll in der Bankenkrise von 
1931 gezeigt, als das Schwachwerden einzel- 
ner Institute das gesamte Kreditgewerbe in 
die Gefahr des Zusammenbruchs brachte. 
Dieser Gefahr war nur durch zentrale Maß- 
nahmen zu begegnen. Die hieraus gewonne- 
nen Erkenntnisse gaben bekanntlich den An- 
stoß zur Einführung einer einheitlichen Ban- 
Lenaufsicht von Reichs wegen. Als nach dem 
Zusammenbruch des Reichs in Ermangelung 
einer zentralen Instanz die Länder die Ban- 
kenaufsidit übernehmen mußten, zeigte sich 
erneut die Notwendigkeit ihrer einheitlichen 
Handhabung. Dies führte zur Konstituierung 
des „Sonderausschusses Bankenaufsicht“, in 
dem die 10 Länderbehörden ihre Tätigkeit 
koordinieren. 

Die Koordinierung wird nicht nur in einer 
gelegentlichen Fühlungnahme der Länder 


durchgeführt, wie es auch auf anderen Sach- 
gebieten üblich ist, sondern In einer laufen- 
den und intensiven Abstimmung aller wich- 
tigen Aufsichtsmaßnahmen in regelmäßigen 
Beratungen des Sonderausschusses sowie sei- 
ner 6 Unterausschüsse und Arbeitsstäbe. Diese 
Intensität der Koordinierung ist ein Beweis 
für die Notwendigkeit einer zentralen In- 
stanz. Das Verfahren des Sonderausschusses 
Ist zwangsläufig schwerfällig und kostspielig. 
Überdies bietet es keine rechtliche Gewähr 
für die Einheitlichkeit der Aufsicht, da die 
Beschlüsse des Sonderausschusses die einzelnen 
Länder nicht binden. Wirksamer und ein- 
facher Ist dagegen die im Entwurf vorge- 
sehene Ausübung der Bankenaufsicht durch 
eine Zentralbehörde, wie sie auch im Ausland 
fast ausnahmslos üblich ist. Aus diesen Er- 
wägungen ergibt sich auch die Zweckmäßig- 
keit, die die alleinige Voraussetzung für die 
Errichtung einer Bundesoberbehörde nach 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG ist. 

11 . 

Zu den einzelnen Einwendungen nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

zul. 

Die Überleitung der Bankenaufsicht auf eine 
Bundesoberbehörde setzt weder den Erlaß des 
Bundesbankgesetzes noch die Novellierung 
des Kreditwesengesetzes voraus. Die Bundes- 
regierung verweist dieserhalb auf die anlie- 
genden Ausführungen des Bundesministers 
für Wirtschaft vor dem Bundesrat. 

zu 2. 

Großbanken, die Im ganzen Bundesgebiet 
Niederlassungen haben und deren wirtschaft- 
licher Schwerpunkt nicht im Land ihres Sitzes 
liegen muß, können durch eine Bundesbe- 
hörde wirksamer beaufsichtigt werden als 
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durdi die Landesbehörde Ihres Sitzes, die die 
Aufsicht vornehmlich nach den Verhältnissen 
ihres Landes aus, richten wird. Die Sonderauf- 
slcht über die Kapitalanlagegesellschaften auf 
Grund des kommenden Investmentgesetzes 
setzt ebenfalls die Beachtung gesamtwirt- 
schaftlicher Gesichtspunkte und ein erhöhtes 
Maß von Einheitlichkeit voraus; beides er- 
scheint bei Aufrechterhaltung der Länderzu- 
ständigkeit nicht hinreichend gesichert. 

zu 3. und 4. 

Da das gesamte Kreditgewerbe als Einheit 
behandelt werden muß, beeinträchtigt eine 
Aufteilung der Kompetenzen zwischen Bund 
und Ländern die Wirksamkeit der Banken- 
aufsicht. Wie die Praxis des früheren Reichs- 
kommissars bzw. des Reichsaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen gezeigt hat, können die Kre- 
ditinstitute unschwer zentral beaufsichtigt 
werden. Die finanzielle Belastung der Länder 
durch die Belassung gewisser — jedoch in ab- 
sehbarer Zeit auslaufender — Restaufgaben 
ist nicht so bedeutend, daß sie gegenüber den 
Vorteilen einer Zusammenfassung der eigent- 
lichen Bankenaufsicht Ins Gewicht fällt. 

zu 5. a) 

Die Bundesregierung teilt nicht die Rechts- 
auffassung, daß die Errichtung einer Bundes- 
oberbehörde nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
GG ein „Bedürfnis“ im Sinne des Artikels 72 
Abs. 2 GG verlangt. Gleichwohl wird der 
Gesetzgeber eine Bundesoberbehörde nur er- 
richten, wenn er dies für zwteckmäßig hält. 
Diese Zweckmäßigkeit ist unter 1. dargetan. 

zu 5. b) 

Wie eingangs dargelegt, ist die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
gerechtfertigt, weil eine bundeseinheitlichc 
Bankenaufsicht notwendig und Ihr Vollzug 
von einer Zentralstelle aus zweckmäßig ist. 
Das schließt, wie die Praxis wohl aller Bundes- 
oberbehörden bestätigt, nicht die Vornahme 
solcher Verwaltungsakte aus, die für sich 
allein betrachtet keinen überregionalen Cha- 
rakter haben. 

zu 6. 

Ob die Bedenken gegen die in § 2 Abs. 3 
Nr. 2 vorgesehene Übertragung von Verwal- 
tungszuständigkeiten auf den Bundesminister 
für Wirtschaft unter dem Gesichtspunkt der 
Überregionalltät begründet sind, kann dahin- 
gestellt bleiben. Um diese Bedenken auf jeden 


Fall auszuräumen, ist die Bundesregierung 
damit einverstanden, daß durch einen Zusatz 
zu § 2 Abs. 3 Befugnisse zum Erlaß nicht 
überregionaler Verwalt ungsakte, die dem 
Bundesminister für Wirtschaft auf Grund des 
Kreditwesengesetzes zustehen würden, dem 
Bundesaufsichtsamt übertragen werden. 

Im Fall des § 49 Abs. 1 KWG würde die 
Übertragung der Bankaufsichtsbefugnisse auf 
das Bundesaufsichtsamt nicht zu einer ver- 
fassungsrechtlich unzulässigen Mischverwal- 
tung führen, weil das Erfordernis des Einver- 
nehmens der Sonderaufsichtsbehörde mit dem 
Bundesaufsichtsamt keine Unterstellung einer 
I.andesbehörde unter das Weisungsrecht einer 
Bundesinstanz begründet. Es liegt nur eine 
„Mitverwaltung“ vor, bei der beide Instan- 
zen gleichberechtigt Zusammenwirken. Um 
jedes Bedenken auszuräumen, wäre die Bun- 
desregierung jedoch damit einverstanden, 
wenn § 49 Abs. 1 KWG dahin geändert wür- 
de, daß in Satz 1 die Zahl „3“ und außerdem 
der Satz 2 gestrichen werden. 

zu 7. a) 

Da § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 4 die auf das 
Bundesaufsichtsamt üibergehenden Befugnisse 
enumerativ aufführen, ist klargestellt, daß die 
Zuständigkeit für die übrigen zur Zeit von 
den Bankaufsichtsbehörden der Länder ausge- 
übten Befugnisse auch weiterhin den Ländern 
verbleibt. 

Der Ausdruck „Aufsicht“ in §1 Abs. 1 kann 
nicht als eine Beschränkung der Zuständig- 
keit des Bundesaufsichtsamtes auf die im IX. 
Abschnitt des Kreditwesengesetzes bezeich- 
neten Befugnisse ausgelegt werden. Aus der 
Begründung geht eindeutig hervor, daß dem 
Bundesaufsichtsamt sämtliche Exekutivbefug- 
nisse auf Grund des KWG zustehen sollen. 
Etwaige Zweifel könnten ausgeräumt werden, 
wenn § 1 Abs. 1 folgende Fassung erhielte: 

„(1) Zur Durchführung der sich aus dem 
Gesetz über das Kreditwesen ergebenden Auf- 
gaben (Bankenaufsicht) wird das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen als selbständi- 
ge Bundesoberbehörde errichtet.“ 

zu 7. b) 

§ 2 Abs. 2 erster Halbsatz soll nicht den In- 
halt haben, das Gesetz über das Kreditwesen 
als Ganzes durch neuen Gesetzesbefehl zu 
bestätigen (vgl. Begründung S. 4). Sollte 
dies nicht klar genug zum Ausdruck kommen, 
wäre die Bundesregierung entsprechend einer 


11 



Empfehlung des Rechtsausschusses des Bun- 
desrates damit einverstanden, daß dieser 
Halbsatz gestrichen wird und die durch die 
Änderungs Verordnung von 1944 aufgehobe- 
nen oder geänderten Bestimmungen des 
KWG wiederhergestellt werden, soweit sie 
notwendig sind. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte 
und der Ausführungen zu 6. könnte § 2 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs folgende Fassung 
erhalten: 

aa) 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,(2) In dem Gesetz über das Kreditwesen 
In der Fassung vom 25. September 1939 
(ReichsgesetzbL I S. 1955) und der Ände- 
rungsverordnung vom 23. Juli 1940 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 1047) werden 

1. folgende Vorschriften geändert: 

In § 16 Abs. 1 Satz 2 und 4, Abs. 2 Satz 1. 
und 3, Abs. 3, § 17 Abs. 1 Satz 1 und 3, 
§ 24 Abs. 2, § 28 Abs, 1, Abs. 3 Satz 1 und 
In § 36 Satz 3 wird das Wort „Einverneh- 
men“ durch das Wort „Benehmen“ ersetzt; 

2. folgende Vorschriften neu eingefügt: 

a) in § 20 als Absatz 5: 

„(5) Dem Bundesaufsichtsamt sind 
auf Anforderung die Bilanzen nebst 
Gewinn- und Verlustrechnungen sowie 
die Erläuterungen und Auskünfte von 
der Bank deutscher Länder zur Ver- 
fügung zu stellen.“, 

b) als § 34: 

4 34 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß die nach §§ 9, 
12 und 14 zu erstattenden Meldungen 
über die Bank deutscher Länder zu lei- 
ten sind.“, 

c) als § 40: 

4 40 

Die Kosten des Bundesaufsichtsamtes 
sind dem Bund von den Kreditinstitu- 
ten zu erstatten. Die der Bank deut- 
scher Länder und den Landeszentral- 
banken durch die Mitwirkung bei der 
Banken aufs ich t entstehenden Kosten 
und Ausgaben sind wie Kosten des 
Bundesaufsichtsamtes zu erstatten.“, 


d) als § 43 Abs. 1 Satz 1: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann die Be- 
folgung der Verfügungen, die es inner- 
halb seiner gesetzlidien Befugnisse trifft, 
durch Zwangsmittel (Erzwingungsstra- 
fen in Geld und unmittelbarer Zwang) 
durchserzen.“, 

e) als § 47 Buchstabe a: 

„a) wer gegenüber dem Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen 
oder Organen und Personen, deren 
es sich zur Erfüllung seiner Oblie- 
genheiten bedient, falsche Angaben 
macht;“; 

3. folgende Vorschriften gestrichen: 

a) §42, 

b) in § 49 Abs. 1 Satz 1 die Zahl „3“ so- 
wie der Satz 2.‘ 

bb) 

Dem § 2 Abs. 3 werden folgende Sätze 3 und 
4 angefügt: 

„Soweit in § 9 Abs. 3 Satz 1, § 11 Abs. 5 
Buchstabe b, § 14 Abs. 7 Satz 2 und § 26 
zweiter Halbsatz des Gesetzes über das Kre- 
ditwesen die Befugnis enthalten Ist, für Ein- 
zelfälle oder einzelne Kreditinstitute Aus- 
nahmen oder Abweichungen zuzulassen, steht 
diese Befugnis dem Bundesaufsichtsamt zu. 
Der Bundesminister für Wirtschaft übt die in 
§ 11 Abs. 1 und 5, § 12 Abs. 1, § 15 Abs. 1 
und § 26 erster Halbsatz des Gesetzes über 
das Kreditwesen bezeichnet en Befugnisse im 
Benehmen mit der Bank deutscher Länder 
aus.“ 

zu 7. c) 

Der Einwand, daß der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens (§ 5) und der Zeitpunkt des Über- 
ganges der Befugnisse auf das Bundesaufsichts- 
amt (§ 3 Abs. 1) auselnanderf allen, ist be- 
gründet. Dieser Mangel kann dadurch be- 
hoben werden, daß § 3 Abs. 1 sowie in § 3 
Abs. 2 das Wort „ferner“ gestrichen werden 
und in § 5 als Zeitpunkt für das Inkraft- 
treten des Gesetzes der 1. Januar 1958 ge- 
nannt wird. 

zu 8. a) und b) 

Die Bank deutscher Länder und die Landes- 
zentralbanken sind, wie die Bundesregierung 
zuletzt In Ihrer Replik zum Entwurf eines 
Bundesbankgesetzes (BT-Drucksache 2781 
S. 71) begründet hat, keine Einrichtungen der 
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Länder im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG. 
Im übrigen regelt der Entwurf, soweit er 
Landeszentralbanken betrifft (§ 2 Abs. 3 
Nr. 5 des Entwurfs in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 Budistabe a, § 16 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 40 KWG), nicht deren Verwaltungsver- 
fahren. 

zu 8. c) 

Auch die in § 3 Abs. 2 des Entwurfs vorge- 
sehene Rechtsverordnung wird keine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens der bisheri- 
gen Bankaufsichtsbehörden enthalten. 


zu 8. d) 

§ 49 Abs. 1 KWG enthält, audi wenn nach 
der künftigen Zuständigkeitsverteilung ein 
Einvernehmen zwischen Sonderaufsichtsbe- 
hörde und Bundesaufsichtsamt herzustellen 
wäre, keine Verfahrensregelung, sondern eine 
materielle Vorschrift. Eine Änderung der Be- 
stimmung kann deshalb die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des Entwurfs nicht begründen. 
Dies gilt um so mehr, als nach der öben zu 
6. vorgeschlagenen Teilaufhebung ein Zu- 
sammenwirken von Bundes- und Länder- 
behörden ganz entfällt. 


Auszug 

aus der Rede des Bundesministers für Wirtschaft 
in der 171. Sitzung des Bundesrates am 8. Februar 1957 


Die Ausschüsse des Bundesrates wenden gegen 
den vorliegenden Gesetzentwurf in erster 
Linie ein, der richtige Zeitpunkt für eine 
Neuorganisation der Bankaufsicht sei nicht 
gegeben, solange das Bundesbankgesetz und 
ein neues Kreditwesengesetz nicht erlassen 
sind. Die Bundesregierung halt diesen Ein- 
wand nicht für überzeugend. 

Die Organisation der Bankaufsicht ist von 
dem Bundesbankgesetz nicht abhängig. Eben- 
so wie die Versidierungsaufsicht ist die Bank- 
aufsicht eine Aufgabe des Staates, nicht da- 
gegen eine Aufgabe der Notenbank. Die 
Notenbank betreibt Währungspolitik und 
tritt dabei mit den Banken in Geschäftsbe- 
ziehungen. Es kann ihr aber nicht obliegen, 
eine gewerbepolizeiliche Aufsicht über die 
Kreditinstitute auszuüben. Auch aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen wäre dies nicht 
angängig. Die Notenbank soll nach unser 
aller Überzeugung unabhängig, d. h. an Wei- 
sungen der Regierung nicht gebunden und 
von parlamentarischer Verantwortung frei 
sein. Diese Unabhängigkeit verbietet es, ihr 
die Durchführung solcher Staatsaufgaben ge- 
setzlich zuzuweisen, die über ihre währungs- 
politischen Befugnisse hinausgehen. Daher 
werden weder das Bundesbank gesetz noch 


das neue Kreditwesengesetz der Notenbank 
echte eigene Aufgaben auf dem Gebiete der 
Bankaufsicht zuweisen können. Hieraus folgt, 
daß das Bundesbankgesetz nicht abgewartet 
zu werden braucht, um die Bankaufsicht zu 
organisieren. Diese Überlegung schließt nicht 
aus, daß die staatliche Bankaufsichtsbehörde 
auch weiterhin die Notenbank ohne Rück- 
sicht auf deren Organisation bei der Durch- 
führung der Bankaufsicht weitgehend betei- 
ligt. So wird es beispielsweise auch in Zukunft 
zwedcmäßig sein, die nach dem Kreditwesen- 
gesetz vorgeschriebenen Meldungen über ge- 
wisse Kredite über die Notenbank an die 
Bankaufsichtsbehörde zu leiten. Zwar dienen 
jdiese Meldungen nicht den Aufgaben der 
Notenbank, nämlich einer quantitativen 
Steuerung des gesamten Kreditvölumens, son- 
dern den Zielen der Bankaufsicht, nämlich 
einer qualitativen Überwachung des einzelnen 
Kreditinstituts im Interesse seiner Kund- 
schaft. Gleichwohl geht die Bundesregierung 
davon aus, daß hier — ebenso wie auf ande- 
ren Gebieten der Bankaufsicht — auch wei- 
terhin eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Bankaufsichtsbehörde und Notenbank statt- 
findet, weil sich dadurch die beiderseitigen 
Erkenntnisse und Erfahrungen ergänzen und 
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damit auch die Erfüllung der beiderseitigen 
Aufgaben erleichtert wird. 

Auch der dem Bundesaufsichtsamt Vorgesetzte 
Bundeswirtschaftsminister soll die ihm nach 
der neuen Rechtslage zustehenden Kompeten- 
zen im vertrauensvollen Zusammenwirken 
mit der Notenbank ausüben. Gerade auf die- 
sem Gebiet vertrete ich d.en Grundsatz einer 
besonders engen Tuchfühlung mit der No- 
tenbank. Wenn der Gesetzentwurf in einer 
Anzahl von Fällen das Einvernehmen mit der 
Notenbank durch ein Benehmen ersetzt, so 
war dies lediglich zur Klarstellung der bereits 
heute gegebenen Verfassungslage erforder- 
lich; eine Schmälerung der Rechte der Noten- 
bank tritt hierdurch nicht ein. Ich bemerke 
dies wegen der dem Bundesrat bekanntgege- 
benen Bedenken der Bank deutscher Länder, 
die sich aber der Bundes rat offenbar nicht 
zu eigen gemacht hat. 

Die einstweilen aufgeschobene Novellierung 
der materiellen Vorschriften des Kreditwe- 
sengesetzes wird zu keinen wesentlichen Än- 
derungen führen, weil diese Vorschriften den 
in- und ausländischen Grundsätzen und Er- 
fahrungen entsprechen. Es ist deshalb nicht 
einzusehen, warum die Überleitung der Bank- 
aufsicht auf eine Bundesbehörde nicht vor- 
weg geregelt werden könnte. Auch die Ver- 
sicherungsaufsicht ist bekanntlich seinerzeit 
ohne vorherige Novellierung der ebenfalls 
revisionsbedürftigen Aufsichtsvorschriften auf 
ein Bundesamt übergeleitet worden. Ich könn- 
te mir sogar denken, daß die Erfahrungen 
eines Bundesaufsichtsamtes der Neugestaltung 
der materiellen Bankäuf Sichtsvorschriften zu- 
gute kommen könnten. 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß die 
Überleitung der Bankaufsicht auf eine Bun- 
desbehörde nicht länger hinausgeschoben 
werden sollte. Das grundsätzliche Bedürfnis 
nach Wiederherstellung einer vom Bund aus- 
geübten Bankaufsicht, wie sie übrigens in fast 
allen ausländischen Staaten, und zwar auch 


in Bundesstaaten wie der Schweiz und Öster- 
reich besteht, ergibt sich nach Auffassung der 
Bundesregierung schon aus der überregiona- 
len Natur des Kreditwesens. Die Bankaufsicht 
kann von einer zentralen, mit verhältnis- 
mäßig wenigen, aber qualifizierten Kräften 
ausgestatteten Stelle, der das gesamte Er- 
kenntnismaterial vorliegt, wirksamer ausge- 
übt werden, als von vielen regionalen Be- 
hörden, auch wenn diese sich intensiv ko- 
ordinieren. Die Notwendigkeit einer inten- 
siven und daher umständlichen Koordinie- 
rung ist allein schon ein hinreichendes Indiz 
für die Zweckmäßigkeit einer Zentralisierung. 
Auf Grund dieser bereits seit Jahren vorhan- 
denen grundsätzlichen Erkenntnis beabsich- 
tigte die Bundesregierung ohnehin, im kom- 
menden Kreditwesengesetz eine Bankaufsicht 
von Bundes wegen vorzuschlagen. Die Ver- 
zögerung des Kreditwesengesetzes zusammen 
mit der schon in Kürze zu erwartenden wei- 
teren Rekonzentration der Großbanken und 
dem bevorstehenden Erlaß des Investment- 
gesetzes mit besonderen nur von einer Stelle 
zu handhabenden Aufsichtsvorschriften haben 
dem zuständigen Bundestagsausschuß Veran- 
lassung gegeben, die Bundesregierung aufzu- 
fordern, schon jetzt die Überleitung der 
Bankaufsicht auf eine Bundesbehörde vor- 
wegzunehmen. Die Bundesregierung ist die- 
ser Aufforderung nachgekommen, weil sie sie 
für voll berechtigt hält. 

Hiernach ist die Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß entgegen der Meinung des Bun- 
desrates ein Bedürfnis für die Wiederher- 
stellung der zentralen Bankaufsicht besteht 
und daß die Überführung auf eine Bundes- 
oberbehörde im jetzigen Zeitpunkt vorge- 
nommen werden sollte. 

Ich darf mich hier auf diese grundsätzlichen 
Ausführungen besdiränken. Zu den sonstigen 
Einwendungen des Bundesrates gegen den 
Gesetzentwurf wird die Bundesregierung in 
ihrer schriftlichen Replik Stellung nehmien. 
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